Luzern, 11.11.2001
Errichtung des Erbschaftsinventars beim Versterben eines Ehemannes mit unmündigen Kindern

Ausgangslage

Erbfall XY

Erben: Ehefrau und der dreijährige Sohn. Der Nachlass ist gemäss unseren Kenntnissen und gemäss Siegelungsakten stark überschuldet. Der Regierungsstatthalter beauftragt die Behörde, einen Notar mit der Errichtung eines Erbschaftsinventars zu beauftragen. 

Fragen:

· Ist es unerlässlich, dass ein Erbschaftsinventar erstellt wird oder 

· kann auf die Errichtung des Inventars verzichtet werden wenn mittels einer vorübergehenden Vertretungsbeistandschaft das Erbe ausgeschlagen wird?

Der Regierungsstatthalter ist bereit auf das Inventar zu verzichten, wenn die Gemeinde in obigem Sinne die Verantwortung übernimmt. 

Was können Sie uns raten?

Erwägungen

1. Der Kanton Bern sieht gestützt auf Art. 553 Abs. 3 ZGB nebst den Anwendungsfällen von Art. 553 Abs. 1 Ziff. 1-3 ZGB im Falle des Versterbens eines Elternteils unmündiger Kinder eine Inventarpflicht vor: 

Art. 60 EG ZGB Kt. Bern 

II. Inventar

1. Fälle

Die Aufnahme eines Inventars wird angeordnet:

1.wenn ein Erbe zu bevormunden ist oder unter Vormundschaft steht;

2.wenn ein Erbe dauernd und ohne Vertretung abwesend ist;

3.wenn einer der Erben sie verlangt;

4.wenn der Vater oder die Mutter gestorben ist und unmündige Kinder vorhanden sind.


2. In der kantonalen Praxis wird von der Erbschaftsinventarisation abgesehen, wenn der Nachlass offensichtlich überschuldet ist. Dies lässt sich anhand des Siegelungsprotokolls feststellen.


3. Gelangt die Vormundschaftsbehörde aufgrund des Siegelungsprotokolls zum Schluss, der Nachlass sei überschuldet, kann sie ausdrücklich auf die Aufnahme des Inventars verzichten. Dabei kann sie ohne Einsetzung eines Beistandes direkt den Nachlass im Namen des minderjährigen Kindes ausschlagen und vom Regierungsstatthalter die Zustimmung gemäss Art. 422 ZGB beantragen, sofern sich die Angelegenheit einfach gestaltet und die Bestellung eines Beistandes eine unnötige Formalität darstellen würde (Berner Kommentar Schnyder/Murer N 36 zu Art. 392 ZGB).
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